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Gesetz 

über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1961 
(Haushaltsgesetz 1961) 

Vom 10. April 1961 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

§ 1 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Bundes¬ 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 wird in 
Einnahme und Ausgabe auf 

48 149 257 300 Deutsche Mark 

festgestellt, und zwar 

im ordentlichen Haushalt in Einnahme und Aus¬ 
gabe auf 

45 116 171 900 Deutsche Mark 

und 

im außerordentlichen Haushalt in Einnahme und 

Ausgabe auf 

3 033 085 400 Deutsche Mark. 

§ 2 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann in Ein¬ 
zelfällen bestimmen, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 der 
Reichshaushaltsordnung keine Anwendung findet. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ferner 
ermächtigt, mit Zustimmung des Haushaltsausschus¬ 
ses des Deutschen Bundestages auch für solche Aus¬ 
gabenansätze, die im Bundeshaushaltsplan nicht 
ausdrücklich als übertragbar bezeichnet sind, die 
Übertragbarkeit anzuordnen, soweit Leistungen aus 
diesen Ausgabenansätzen für bereits bewilligte 


Maßnahmen noch im folgenden Rechnungsjahr er¬ 
forderlich sind. 

§ 3 

(1) Bei Anwendung des § 30 a der Reichshaus¬ 
haltsordnung ist der Betrag von 30 000 Deutsche 
Mark durch den Betrag von 80 000 Deutsche Mark 
zu ersetzen. 

(2) In den Fällen des § 47 Abs. 3 und 6 der Reichs¬ 
haushaltsordnung gilt im Rechnungsjahr 1961 als 
Wertgrenze des § 3 Abs. 2 und des § 5 der Anlage 3 
zu § 57 der Reichswirtschaftsbestimmungen der Be¬ 
trag von 1 000 000 Deutsche Mark. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann ab¬ 
weichend von § 47 Abs. 1 der Reichshaushaltsord- 
nung zur verbilligten Beschaffung von Bauland zu¬ 
lassen, daß bundeseigene'unbebaute Grundstücke 
unter dem vollen Wert veräußert werden, wenn 
sichergestellt ist, daß diese Grundstücke binnen an¬ 
gemessener Frist, die in der Regel drei Jahre nach 
Abschluß des Kaufvertrages nicht übersteigen soll, 
zu Zwecken des sozialen Wohnungsbaus bebaut 
werden. Unterbleibt die Bebauung, so ist das Eigen¬ 
tum an dem Grundstück gegen Erstattung der 
Kosten wieder auf den Bund zurückzuübertragen. 
Der Zustimmung des Bundestages und des Bundes¬ 
rates gemäß § 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung 
bedarf es in diesen Fällen nicht. Das Nähere bestim¬ 
men Richtlinien des Bundesministers für wirtschaft¬ 
lichen Besitz des Bundes im Einvernehmen mit den 
Bundesministern der Finanzen und für Wohnungs¬ 
bau. 
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